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«Verrat an der Energiewende»,
«bedenkliche Rolle rückwärts»
oder «wichtiger Paradigmen-
wechsel»: Kaum je zeigt sich die
politische Zugehörigkeit deutli-
cher als in derWortwahl,mit der
die politische Kehrtwende in der
Atomfrage beschrieben wird.

Während nach dem Bundes-
rat auch der Ständerat neueAKW
wieder zulassen will, reagierten
die Energiekonzerne dazu stets
ausweichend oder ablehnend –
bis jetzt.

In einer gestern veröffentlich-
ten Analyse zur Energieversor-
gung legt die Axpo die Zurück-
haltung ab. Die grösste Strom-
produzentin des Landes warnt:
«Macht die Schweiz weiter wie
bisher, ist die Stromversorgung
gefährdet – mit enormen Risi-
ken und Kosten für Wirtschaft
und Gesellschaft.»

DerEnergiekonzern sieht zwei
Möglichkeiten,damit derSchweiz
künftig nicht der Strom ausgeht:
Eine trägt dempolitischenCome-
back derAtomenergie und jüngs-
ten Umfrageergebnissen Rech-
nung,wonach eine Mehrheit der
Befragten den Bau neuer AKW
wieder ermöglichen möchte.

Die beiden Szenarien
der Axpo-Energieexperten
Konkret skizzieren die Energie-
experten derAxpo zwei Pfade zu
einerCO2-armen Energieversor-
gung. Szenario 1 setzt auf einen
markanten Ausbau von Wind-
kraft und Photovoltaik, ergänzt
durch Gaskraftwerke, die im
Winterhalbjahr verlässlich den
fehlenden Strom produzieren.

Die grössere politische
Sprengkraft birgt Szenario 2.
Dieses sieht ein Comeback der
Atomkraft in der Schweiz und
den Neubau von zwei grossen
Kernkraftwerken vor. Damit be-
feuert der Konzern den Kurs-
wechsel, den Energieminister
Albert Rösti (SVP) als Antwort
auf die «Blackout-Initiative» der
Initianten um Multimillionär
Daniel Aegerter angestossen hat.

Anstatt auf neue Standorte
zu setzen, könnten die moder-
nen Grossreaktoren dort entste-
hen, wo bereits heute AKW ste-
hen – etwa in Gösgen oder Leib-
stadt. Das würde laut der Axpo
den Bedarf anmassiven Eingrif-

fen in die Landschaft durchTau-
sende neue Windräder deutlich
reduzieren.

Der Staatmüsste die hohen
Kosten selber tragen
Auf den ersten Blick scheint die
Kehrtwende der Axpo in der
Atomfrage erstaunlich. Neue
AKW? «Lohnt sich nicht», wink-
ten die Spitzen der grossen
Schweizer Energiekonzerne bis-

lang stets ab. Unmittelbar nach
dem Entscheid von Bundesrat
Rösti zurAufhebungdesNeubau-
verbots stellte Axpo-CEO Chris-
toph Brand unmissverständlich
fest: «DieWirtschaftlichkeit neu-
er Kernkraftwerke heutiger Ge-
neration ist in der Schweiz nicht
gegeben.»

Aus diesem Grund knüpft die
Axpo den Neubau von AKW an
strenge finanzielle Bedingun-
gen: Ohne staatliche Risikoüber-
nahme stehe ein AKW-Neubau
für die Axpo «aufgrund untrag-
barer finanzieller Risiken» ak-
tuell nicht im Vordergrund. Das
heisst: Wollen Bundesrat, Par-
lament und die Stimmbevölke-
rung ein Comeback der Kern-
kraft,müssen sie die Kosten sel-
ber tragen. Der Konzern sieht
sich primär in derRolle einer Be-
treiberin,während die finanziel-

leVerantwortung beimBund lie-
gen müsste.

Hintergrund sind die Erfah-
rungen aus den USA, Finnland
oder Frankreich, wo neue Kern-
kraftwerke sehr viel teurer wur-
den als geplant. Für das franzö-
sische Flamanville beispielswei-
se bezifferte der französische
Rechnungshof die Gesamtkos-
ten zuletzt auf über 22,6 Milli-
arden Euro – ein Vielfaches der
ursprünglichen Schätzungen.

DieWinterstromlücke
als Auslöser
Laut der Axpo ist ein Realitäts-
check inderEnergiepolitikvoral-
lem deshalb dringend nötig,weil
die SchweizvoreinergrossenVer-
sorgungslücke im Winter steht.
Sie warnt: «Allein der geplan-
te Ausstieg aus der Kernenergie
führt zumWegfallvonmehrals ei-

nemDrittel derheutigen inländi-
schenWinterstromproduktion.»

Gleichzeitig komme der Aus-
bauderErneuerbaren zu langsam
voran.Wasserkraft bleibt laut der
Axpo zwar das Rückgrat der Ver-
sorgung,hat aberkaumnochAus-
baupotenzial. Gleichzeitig stosse
der forcierte Solarausbau imWin-
teran seineGrenzen,daPhotovol-
taikanlagen in den dunklen Mo-
naten nur einen Bruchteil ihrer
Leistung erbringen.

Der Strom in den dunklen
Wintermonaten könnte zuneh-
mend auch aus SchweizerWind-
parks stammen. Doch bis neue
Windräder – wenn überhaupt –
ans Netz gehen, dauert es im
Schnitt 15 Jahre.

Erschwerend kommt hinzu:
Durch die Dekarbonisierung des
Verkehrs, der Heizungen sowie
durch den Hunger von Rechen-

zentren und künstlicher Intelli-
genz verschärft sich der Strom-
engpass stärker als ursprünglich
prognostiziert. Laut der Analyse
derAxpo sind allein für dasWin-
terhalbjahr rund 25 Terawatt-
stunden zusätzlicher Strom nö-
tig. FDP-Ständerat Thierry Bur
kart bezeichnete eine mögliche
Strommangellage jüngst als «mit
Abstand das teuerste und gröss-
te Risiko» für das Land.

Keine staatliche Förderung
von Solaranlagenmehr?
Unabhängig vomgewählten Sze-
nario fordert die Axpo bereits
jetzt rasche Änderungen in der
Energiepolitik. Zwar steht bei
den Massnahmen der Langzeit-
betrieb der bestehenden Kern-
kraftwerke ganz oben. Doch be-
sonders brisant für Hundert-
tausende private Hausbesitzer
ist ein anderer Punkt: Die Axpo
fordert eine radikale Kehrtwen-
de bei der staatlichen Förderung
von Solaranlagen.

Das bisherige «Giesskannen-
prinzip» solle beendet werden.
Stattdessen sollten Fördermit-
tel künftig ausschliesslich dort-
hin fliessen, wo sie den gröss-
ten Nutzen für die Winterver-
sorgung bringen.Konkret schlägt
der Konzern vor, Subventionen
künftig überAuktionen zuverge-
ben. Das bedeutet: Wer Winter-
strom amgünstigsten produzie-
ren kann – ob durch Windkraft,
Gas oder Gross-AKW –, erhält
den Zuschlag.

Die Folge: Private Solaranla-
gen auf Hausdächern, die ihre
Energie vor allem im Sommer
produzieren, würden auf einen
Schlag ihrenAnspruch auf finan-
zielle Förderung verlieren.

Kritik vomWWFund
von der Energie-Stiftung
Verrat an der Energiewende? Pa-
radigmenwechsel? Neben neuen
AKW dürfte auch der Solar-Vor-
schlagunterderBundeshauskup-
pel zu reden geben. Harsche Kri-
tik andenBerichten gibt es schon
jetzt – etwa vom WWF, von der
Solarlobby oder der Schweize-
rischen Energie-Stiftung. Letz-
tere wirft der Axpo vor, aus «Ge-
schäftsinteressen»die Potenziale
von Photovoltaik und Effizienz-
gewinnen systematisch zuunter-
schätzen,umdieAtomkraft zu re-
habilitieren.

Entweder TausendeWindräder oder
zwei neue AKW–waswählt die Schweiz?
Kehrtwende in der Atomfrage Nach Bundes- und Ständerat hält nun auch der Energiekonzern Axpo den Bau neuer AKW für eine Lösung,
damit der Schweiz der Strom nicht ausgeht. Allerdings geknüpft an eine klare Bedingung.

Das Kernkraftwerk Leibstadt: An dieser Stelle könnte gemäss der Axpo nach Betriebsende ein neues AKW gebaut werden. Foto: Madeleine Schoder

Christoph Brand, Chef des
Stromkonzerns Axpo. Foto: PD


